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Die südamerikanische  
Staatengemeinschaft 
Ein neuer Partner für die EU in Lateinamerika? 
Günther Maihold 

Im Rahmen ihres dritten Gipfeltreffens am 8. Dezember 2004 im peruanischen Cuzco 
haben die Präsidenten Südamerikas die Gründung einer südamerikanischen Staaten-
gemeinschaft beschlossen. Sie folgen damit dem auf dem ersten südamerikanischen 
Gipfel in Brasilia im August 2000 formulierten Plan, die Kooperation der Länder Süd-
amerikas zu intensivieren und vereint eine aktivere Rolle in der internationalen Politik 
zu spielen. Mit der neuen Staatengemeinschaft werden die bislang nur auf ökonomi-
schem Gebiet kooperierenden Integrationsverbünde der Andengemeinschaft und des 
Mercosur politisch zusammengeführt. In ihr könnte der EU ein neuer Dialogpartner in 
Lateinamerika erwachsen, der für die Weiterentwicklung der strategischen Partner-
schaft beider Regionen große Bedeutung erlangen könnte. Voraussetzung dafür wird 
jedoch sein, daß den vielfältigen Fallstricken für ein erfolgreiches Funktionieren der 
neuen Staatengemeinschaft ausgewichen werden kann. 

 
Aus Sicht der Präsidenten stellt der Zusam-
menschluß der von ihnen regierten zwölf 
südamerikanischen Länder einen histo-
rischen Markstein dar. Die brasilianische 
Initiative fügt sich in die Tradition der vom 
damaligen Präsidenten Fernando Henrique 
Cardoso angestrebten Kooperation ein, 
die das Ziel hatte, den seit dreißig Jahren 
existierenden Kooperationsverbund der 
Andengemeinschaft und den seit zehn 
Jahren sich entwickelnden Mercosur 
stärker konvergieren zu lassen. Die neue 
Gemeinschaft umfaßt 45% der Fläche des 
amerikanischen Kontinents, ein Gebiet 
von 17 Millionen Quadratkilometern, mit 

360 Millionen Einwohnern und einem 
Bruttoinlandsprodukt von 973 Milliarden 
Dollar. Erreicht werden soll eine stärkere 
Verklammerung in den Bereichen Infra-
struktur, Kommunikationswesen und Ener-
gieversorgung sowie eine Förderung der 
ländlichen Entwicklung und der horizon-
talen Kooperation im Bereich des Techno-
logietransfers. Fortgeführt wird in Gestalt 
der regionalen Infrastrukturinitiative in 
Südamerika (IIRSA) der Versuch, die Ver-
bindungswege zwischen den nach wie vor 
in ihrem Binnenraum weitgehend isolier-
ten Ländern des südamerikanischen Konti- 
nents zu verbessern. Höhere Produktivität  
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und größere Wettbewerbsfähigkeit Süd-
amerikas sollen durch Straßenbauprogram-
me und gemeinsame Energieversorgung 
bzw. Telekommunikationsverbindungen 
erreicht werden. Diese Projekte, die auch 
durch Mittel der Interamerikanischen Ent-
wicklungsbank (IADB) unterstützt wurden, 
stellen bis heute das zentrale Element der 
südamerikanischen Kooperation dar. Dar-
über hinausgehende Initiativen konnten 
mangels politischem Willen nicht um-
gesetzt werden. 

Im Rahmen des jüngsten Gipfeltreffens 
wurden weitere 31 Projekte mit einem 
Investitionsvolumen von 4,3 Milliarden 
Dollar angestoßen, die eine Vertiefung der 
infrastrukturellen Verknüpfung sicher-
stellen sollen. Ausgehend von der physi-
schen Integration wird eine Dynamisierung 
der sozialen, wirtschaftlichen und poli-
tischen Prozesse des Zusammenwachsens 
nach dem Vorbild der EU erwartet. 

Die Staatengemeinschaft als 
Projekt zur Sicherung von 
Brasiliens Nachbarschaftspolitik? 
Die Rolle der Regionalmacht Brasilien 
wird mit dem neuen Verbund weiter auf-
gewertet. Mexiko muß als der große Ver-
lierer betrachtet werden, büßt es doch 
seine Verankerung im südamerikanischen 
Raum zusehends ein. Die brasilianische 
Regierung schreibt das seit dem ersten 
Gipfeltreffen im Jahre 2000 in Brasilia vor 
allem auf die Infrastrukturentwicklung aus-
gerichtete Programm für ein forciertes 
Zusammenwachsen der südamerikanischen 
Staaten fort. Als bei weitem größte Volks-
wirtschaft und zentraler außenpolitischer 
Akteur kann Brasilien sich zusätzliches 
internationales Gewicht erhoffen. Es 
gewinnt nicht zuletzt im Kontext der 
aktiven Nachbarschaftspolitik von Präsi-
dent Ignacio »Lula« da Silva einen erweiter-
ten Handlungsrahmen für seine Außen-
politik, mögliche Konkurrenten sind nicht 
auszumachen. 

Da Argentinien wegen seiner mißlichen 
wirtschaftlichen Lage außenpolitisch nicht 
handlungsfähig ist, kann es seine tradi-
tionelle Rolle als außenpolitischer Gegen-
spieler Brasiliens momentan nicht wahr-
nehmen. Allerdings trägt die argentinische 
Regierung ihre Forderungen nach Über-
windung der für das eigene Land negativen, 
asymmetrischen Entwicklung der Integra-
tionsgewinne im Mercosur immer nach-
drücklicher vor. Dies verweist auf eine auch 
von den anderen Mitgliedern der südameri-
kanischen Staatengemeinschaft artikulierte 
Erwartung an Brasilien, als regionale Füh-
rungsmacht in sehr viel größerem Umfang 
Kosten der subregionalen Integration zu 
übernehmen, als dies bislang der Fall ist. In-
soweit wird das politische Schicksal des 
neuen Integrationsverbundes entscheidend 
von der Frage abhängig sein, ob die brasi-
lianische Regierung sich zu diesem Engage-
ment verstehen kann oder nur eigenen 
Machtinteressen zu folgen gewillt ist. 

Allerdings reichen die Erwartungen 
anderer Mitgliedstaaten erheblich weiter: 
So forderte der venezolanische Staatschef 



SWP-Aktuell 60 
Dezember 2004 

3 

Hugo Chávez auf dem Mercosur-Gipfel am 
17. Dezember 2004 die Auflösung von 
Andengemeinschaft und Mercosur und 
deren Überführung in eine südamerikani-
sche Union (Unasur), die als politischer Rah-
men für den neuen südamerikanischen 
Integrationsimpuls fungieren soll. Damit 
werde endlich der Traum Simon Bolívars 
Wirklichkeit, die Staaten Südamerikas zu 
vereinen. Bei der kolumbianischen Regie-
rung dürfte dieser Vorschlag jedoch ebenso-
wenig Unterstützung finden wie beim chi-
lenischen Präsidenten Ricardo Lagos, der 
sein Land angesichts weiterhin hoher Zoll-
barrieren im Mercosur und geringer Inte-
grationstiefe in der Andengemeinschaft 
eher am Rande der neuen Integrations-
dynamik zu positionieren versucht. Für 
sein Land stehen Aufgaben der Sicherung 
der Energieversorgung und des Straßen-
baus im Vordergrund. 

Interne Fallstricke 
Die Bilanz bisheriger Bemühungen um Ver-
tiefung der politischen Kooperation im süd-
amerikanischen Raum ist bislang überaus 
mager. Die außenpolitische Kooperation im 
Rahmen der seit achtzehn Jahren bestehen-
den Rio-Gruppe, dem außenpolitischen 
Konsultationsmechanismus der lateiname-
rikanischen Staaten, hat einen sehr locke-
ren Charakter und auch die wirtschaftliche 
Integration kommt nur sehr langsam vor-
an. Zwar stehen die Verhandlungen über 
ein Freihandelsabkommen zwischen der 
Andengemeinschaft und dem Mercosur 
kurz vor dem Abschluß, andererseits ist es 
jedoch bislang nicht gelungen, zentrale 
Grenzkonflikte zwischen den südameri-
kanischen Ländern beizulegen. So beste-
hen bis heute territoriale Streitigkeiten 
zwischen Guyana und Venezuela. Der Ver-
lauf der Grenzen zwischen Peru und Chile 
sowie Bolivien und Chile ist ungeklärt 
und beeinträchtigt ein Zusammenwachsen 
dieser Länder. 

Zudem befindet sich Kolumbien nach 
wie vor in einer prekären und instabilen 
inneren Lage, die sich auch in der begrenz-

ten Begeisterung des kolumbianischen 
Präsidenten Alvaro Uribe für dieses neue 
Projekt spiegelte. Sein Plädoyer, keine 
neuen Bürokratien zu schaffen, mußte ex-
plizit in das Abschlußprotokoll des Gipfels 
von Cuzco aufgenommen werden, sollte 
eine Ablehnung des Vorschlags durch 
Kolumbien vermieden werden. Das vom 
venezolanischen Staatschef Hugo Chávez 
nun auf die südamerikanische Staaten-
gemeinschaft projizierte Projekt seines 
bolivarischen Einigungsdenkens reizt zu-
sehends die Empfindlichkeiten der Nach-
barländer, die eine Einmischung in innere 
Angelegenheiten fürchten. 

Die von Chávez gewünschte zentrale 
Dynamik der politischen Kooperation trifft 
auf eine stark souveränitätsorientierte 
Grundposition der meisten Mitgliedstaaten, 
die zu Zugeständnissen in diesem Feld 
nicht bereit sind. Insofern ist von einer an-
dauernden Koexistenz von Andengemein-
schaft, Mercosur und südamerikanischer 
Staatengemeinschaft auszugehen. Eine 
ungeklärte Konkurrenz oder gar ein mög-
licher Konflikt zwischen den einzelnen 
Integrationsverbünden ist nicht auszu-
schließen. Wie es gelingen soll, diese ver-
schiedenen Integrationsgebilde politisch, 
wirtschaftlich und sozial zu harmonisieren, 
wurde auch auf dem Gipfel der Mercosur-
Länder nicht geklärt. Insoweit bleibt zwei-
felhaft, ob die Substanz der neuen Staaten-
gemeinschaft dazu hinreichen wird, daß 
sich Südamerika als internationaler Akteur 
etabliert. Ein entscheidendes Wort bei der 
Beantwortung dieser Frage wird Brasilien 
zufallen, das sich strategisch noch nicht 
entschieden hat, ob es eher seinem tradi-
tionellen Handlungsmuster als Mittel-
macht mit weltweitem Gestaltungs-
anspruch folgen oder die neu übernom-
mene Rolle als regionale Führungsmacht 
auf der Basis aktiver Nachbarschaftspolitik 
in den Vordergrund stellen soll. Für die 
internationale Gemeinschaft stellt sich die 
Frage, wie sie mit dem neuen Staatenbund 
umgehen soll. 
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Europäische Interessen 
in Südamerika 
Die Entwicklung der strategischen Partner-
schaft zwischen der Europäischen Union 
und Lateinamerika vollzieht sich in unter-
schiedlichen Formaten, die jedoch durch-
gängig an Erschöpfung leiden. Das bi-regio-
nale, im zweijährigen Rhythmus statt-
findende Gipfeltreffen der Staats- und 
Regierungschefs ist mit 25 europäischen 
und 34 lateinamerikanischen und kari-
bischen Staaten kaum mehr handlungs-
fähig. Die Dialog- und Freihandelsabkom-
men mit Mexiko, Chile sowie die stagnie-
renden Verhandlungen mit dem Mercosur 
haben bislang jene Dynamik vermissen 
lassen, die zur Ausfüllung eines strategi-
schen Partnerschaftsverhältnisses notwen-
dig wären. Der europäische politische Dia-
log mit der Rio-Gruppe beruht auf der 
Fiktion einer Kohärenz außenpolitischer 
Positionen, zu der die lateinamerikani-
schen Partner gar nicht in der Lage sind. 
Verhandlungen über ein Freihandels-
abkommen der EU mit der Andengemein-
schaft und dem zentralamerikanischen 
Integrationssystem (SICA) sind noch nicht 
aufgenommen worden. 

Strategisch steht Europa damit vor der 
Aufgabe einer Neupositionierung, wenn 
tragfähigere Ergebnisse erzielt werden 
sollen. Der zentrale wirtschaftliche Partner 
Europas in Lateinamerika ist der Mercosur, 
der in der Struktur seiner Importe zu 33% 
und in jener seiner Exporte zu 39% auf die 
EU bezogen ist. Immerhin kommen auch 
16,3% aller landwirtschaftlichen Importe 
der EU aus dem Mercosur. Das hohe Niveau 
an europäischen Bestands- und Neuinvesti-
tionen in Brasilien und Argentinien rich-
tet die Wirtschaftsbeziehungen zudem 
auf diese Länder aus. Außenpolitisch ist 
vor allem Brasilien als zentraler Akteur 
im globalen Feld umwelt- und handels-
politischer multilateraler Verhandlungen 
von Interesse. 

Letztlich sollte eine Beziehungsstruktur 
gefunden werden, die das wirtschaftliche 
Schwergewicht mit dem außenpolitischen 
Hauptpartner zu verbinden weiß, ohne die 

anderen Länder Südamerikas zu marginali-
sieren. Dies läßt sich nur mit einer auch 
von europäischer Seite geförderten regio-
nalen Rolle Brasiliens erreichen, die die 
Substanz des südamerikanischen Staaten-
bundes stärkt. 

Insofern sollte der EU und ihren Mit-
gliedstaaten daran gelegen sein, den poli-
tischen Dialog mit dieser südamerikani-
schen Führungsmacht so zu verdichten, 
daß Brasilien gleichzeitig auch in seiner 
Verantwortung für die durchaus instabile 
Lage in den Andenstaaten stärker gefordert 
wird. Hier liegen bislang ungenutzte Poten-
tiale für einen strategischen Dialog, der 
sich in konzentrischen Kreisen über die 
Region thematisch bis in globale Fragen 
hinein entwickeln kann. Die südamerikani-
sche Staatengemeinschaft kann in diesem 
Bild zu einer zentralen Ausprägung dieser 
(Ver)Handlungsarenen werden, solange die 
anderen Partner bereit sind, ihre Führungs-
rolle zu akzeptieren. Dies wird so lange der 
Fall sein, wie sie für ihre jeweilige Problem-
lage auf Brasiliens Rücksichtnahme rech-
nen können. Eine zentrale Aufgabe des 
Dialoges mit Europa könnte gerade darin 
bestehen, politikfeldorientiert und an kon-
kreten Fragen ausgerichtet Brasilien stärker 
in seiner regionalen Rolle anzusprechen 
und damit seine Koordinationsrolle in Süd-
amerika zu stärken. Da ein nachhaltiges 
europäisches politisches Engagement in 
Südamerika mit allen zwölf Staaten nicht 
zu erkennen ist, kann dem wirtschaftlichen 
Kooperationsinteresse mit dem Abschluß 
von Freihandelsabkommen entsprochen 
werden. Dazu bedarf es allerdings starker 
Handelsblöcke. Eine Erweiterung des 
Mercosur-Raumes erscheint dann sehr 
wünschenswert, wenn sie gleichzeitig 
mit größerer innerer Kohärenz und Tiefe 
einhergeht. 
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